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Abstract: Anbieter öffentlicher Dienstleistungen sind mit Blick auf die EU-
Dienstleistungsrichtlinie gefordert, ihre Produkt- und Prozessorganisation neu aus-
zurichten. Wesentliche Kernanforderungen der Richtlinie sind die Einrichtung ein-
heitlicher Ansprechpartner für Unternehmen und die elektronische Verfahrensab-
wicklung von Formalitäten und Verfahren zur Aufnahme und Ausübung einer 
Dienstleistungstätigkeit. Dies hat unmittelbare Auswirkungen auf die Ausgestal-
tung der zugrunde liegenden Informationssysteme und der IT-Infrastruktur. Liegen 
die Zuständigkeiten für die Produktmodellierung im öffentlichen Sektor meist im 
Organisations- oder Finanzbereich, so sind sie für die Prozessmodellierung 
schwerpunktmäßig dem IT-Management zugeordnet. Zusammenhänge und Inter-
dependenzen werden so nicht immer ausreichend erkannt; suboptimale Strukturen 
und Systeme können die Folge sein. Der Beitrag beschreibt ein Umsetzungskon-
zept, dass die Produkt- und Prozessmodellierung integrativ miteinander vernetzt. 
So wird bereits im Rahmen der Produktmodellierung organisationsübergreifend die 
objektorientierte Sichtweise der Prozessmodellierung mit einbezogen und dienste-
basierte Komponenten werden berücksichtigt, woraus im Ergebnis ein integriertes 
Produkt- und Prozessmodell resultiert. Am Beispiel der EU-Dienstleistungs-
richtlinie, die bis Ende 2009 insbesondere den kommunalen Sektor vor große Her-
ausforderungen stellt, wird das entwickelte Konzept dargestellt und im Rahmen 
des Projektes DUS:DLR bei der Landeshauptstadt Düsseldorf im Rahmen zur Um-
setzung der EU-Dienstleistungsrichtlinie konkretisiert.  

                                                           
*  Dieser Beitrag basiert auf den Arbeitsergebnissen des Projektes „DUS:DLR“ der Landeshauptstadt Düssel-

dorf und der wissenschaftlichen Begleitforschung des Lehrstuhls für Wirtschaftsinformatik der Universität 
Hamburg zur Entwicklung eines Referenzmodells „ EU-Dienstleistungsrichtlinie“. 
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1 Einleitung 

Die EU-Dienstleistungsrichtlinie [EU06a], kurz EU-DLR, fordert die Mitgliedsstaaten 
auf, bis Ende 2009 den freien Dienstleistungsverkehr innerhalb der Gemeinschaft deut-
lich zu vereinfachen und zu erleichtern. Den Kern der Zielsetzung bildet die Verwal-
tungsvereinfachung zugunsten von Unternehmen. Die EU-DLR ordnet sich damit in den 
Gesamtkontext einer eGovernment-Strategie innerhalb der EU, bezogen auf die Ziel-
gruppe Unternehmen ein. Dienstebasierte Informationssysteme sollen die Anpassung 
von IT-Systemlandschaften an sich ändernde Anforderungen kostengünstig, zeitnah und 
flexibel, durch die weitestgehende Entkopplung von betriebswirtschaftlichen und techni-
schen Aspekten, ermöglichen. Für den öffentlichen Sektor stellt die EU-DLR eine solche 
geänderte Anforderung dar.  

Electronic Government, kurz eGovernment, wird allgemein als die Abwicklung ge-
schäftlicher Prozesse im Zusammenhang mit Regieren und Verwalten mit Hilfe von 
Informations- und Kommunikationstechniken über elektronische Medien verstanden 
[LR00]. E-Government steht aus Sicht der Europäischen Kommission vor einem ent-
scheidenden Wendepunkt. Weitere wesentliche Fortschritte sind danach nur noch dann 
möglich, wenn bestimmte grundlegende Voraussetzungen geschaffen werden. Vor die-
sem Hintergrund hat die EU-Kommission den „E-Government-Aktionsplan“ im Rahmen 
der i2010-Initiative zum europaweiten Zugang zu elektronischen Behördendiensten für 
den Zeitraum bis 2010 aufgestellt [EU06b]. Im Rahmen der Schaffung der Vorausset-
zungen zur Umsetzung des E-Government-Aktionsplanes der EU kommt der EU-DLR 
eine besondere Bedeutung zu, indem diese insbesondere Forderungen zur elektronischen 
Verfahrensabwicklung beinhaltet. 

Zur Umsetzung der EU-DLR werden Konzepte und Architekturen benötigt, durch wel-
che die Ziele der Richtlinie erreicht werden können. Integrierte Produkt- und Prozess-
modelle sind hierzu eine notwendige Voraussetzung, um die IT-systemtechnische Archi-
tektur auf die neuen Anforderungen hin auszurichten. Durch die modellbasierte Modul-
arisierung von Prozessen und Systemen, der Bereitstellung von Diensten sowie deren 
Verknüpfung, können diese flexibel ausgestaltet und eingesetzt werden. 

Dienstebasierte 
Anwendungen und 

Architekturen

EU‐Dienstleistungs‐
richtlinie

Integriertes 
Produkt‐ und Prozessmodell

 
Abbildung 1: Integriertes Produkt- und Prozessmodell als Bindeglied zw. DLR und SOA 
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Der Beitrag ist wie folgt aufgebaut: Im zweiten Abschnitt werden die wesentlichen An-
forderungen der EU-DLR zur Verwaltungsvereinfachung beschrieben. Anschließend wird 
der Zusammenhang zwischen One-Stop-Government und EU-DLR näher spezifiziert. 
Gefolgt von dem konkreten Umsetzungsansatz zur EU-DLR einer deutschen Großstadt. 
Der fünfte Abschnitt beschreibt dazu den derzeitigen Entwicklungsstand. Im 6. Ab-
schnitt wird der darauf aufbauende Ansatz eines Integrierten Produkt- und Prozessmo-
dells zur Umsetzung der EU-DLR vorgestellt. Die Arbeit schließt mit einer Zusammen-
fassung und einem Ausblick. 

2 EU-Dienstleistungsrichtlinie 

Die EU-DLR fordert die Mitgliedsstaaten auf, die erforderlichen Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften in Kraft zu setzen, die notwendig sind, um den Zielsetzungen der 
Richtlinie bis Ende 2009 nachzukommen. Durch die Richtlinie soll der freie Dienstleis-
tungsverkehr innerhalb der Gemeinschaft deutlich vereinfacht und erleichtert werden. 
Den Kern der Zielsetzungen bildet die Verwaltungsvereinfachung zugunsten von Unter-
nehmen (Kapitel 2 der Richtlinie).  
 

 
 

Abbildung 2: Die Anforderungen der EU-Dienstleistungsrichtlinie 

Neben Bundes- und Landesbehörden entfallen die Verfahrens- und Entscheidungszu-
ständigkeiten in Deutschland insbesondere auf die Städte und Gemeinden [BM06, S. 15]. 
Diese sind folglich im besonderen Maße gefordert, ihre Strukturen und Abläufe auf die 
EU-DLR auszurichten. Dabei stehen sich die Anforderungen der Unternehmen einerseits 
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und die Konsequenzen für die öffentlichen Verwaltungen andererseits gegenüber 
[HKN08, S. 355]. 

3 One-Stop-eGovernment als Ziel 

Die EU-DLR fordert eine starke Ausrichtung der elektronischen Bereitstellung von 
Dienstleistungen des öffentlichen Sektors auf die Sicht der Unternehmen. One-Stop-
Government beschreibt organisatorische Konzepte zur Bündelung öffentlicher Dienst-
leistungen an einem Ort und aus einer Hand. Typische Beispiele hierfür sind örtliche 
Bürgerämter bzw. Dienstleistungszentren. Komplexere Vorgänge können dabei nach 
Erhebung im „Frontoffice“ anschließend im „Backoffice“ mehr oder weniger arbeitstei-
lig auch behördenübergreifend erfolgen (vgl. Wimmer 2002, S. 3). Gleichwohl muss der 
„Kunde“ physisch die zentrale Servicestelle aufsuchen, um sein Anliegen einzuleiten 
bzw. abzuwickeln. Durch eine elektronische Verfügbarkeit der Leistungspalette des 
One-Stop-Government wird dieses zum elektronischen One-Stop-Government, kurz 
One-Stop-eGovernment.  

In diesem Zusammenhang sind die Dimensionen Leistungsbündelung und Virtualisie-
rung öffentlicher Dienstleistungen zentrale Kriterien bei der Umsetzung der EU-DLR: 
• Nimmt man die Kundensicht ein, so sind öffentliche Dienstleistungen derart zu 

bündeln, dass Produkt- bzw. Leistungsbündel entstehen, welche sog. „Lebensla-
gen“ abbilden (vgl. KGSt 2002), wie Geburt, Heirat, Umzug bzw. Gewerbeanmel-
dung, Immobilien- oder Standortsuche. Dies erfordert korrespondierende Prozesse 
in der Verwaltung. Der Grad der Leistungsbündelung beschreibt dabei, inwiefern 
die für ein Anliegen relevanten Teilleistungen aus Sicht des Kunden in einem Ver-
waltungsvorgang erfolgen. 

• Mit Blick auf die EU-DLR sollen Unternehmen zudem auch „aus der Ferne“ die 
zur Dienstleistungsaufnahme und -ausübung notwendigen Formalitäten und Ver-
fahren abwickeln können. Eine Virtualisierung bedingt, dass öffentliche Dienstleis-
tungen elektronisch und somit papierlos zur Verfügung stehen. Der Grad der Virtu-
alisierung beschreibt dabei, inwiefern ein Anliegen aus Sicht des Kunden orts- und 
zeitunabhängig abgewickelt wird. 

Aus den beiden Dimensionen Leistungsbündelung und Virtualisierung lässt sich im 
Sinne eines Bezugsrahmens „One-Stop-eGovernment“ eine Matrix zur Kategorisierung 
der Dienstleistungsbereitstellung aus Kundensicht aufstellen (vgl. Hogrebe et al. 2008): 
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Abbildung 3: Bezugsrahmen One-Stop-eGovernment 

Als eine mögliche Ausprägung können unmittelbar vier zentrale Szenarien für Anbieter 
öffentlicher Dienstleistungen beschrieben werden: 

• Ämterorganisation (Szenario I): Der linke untere Quadrant kennzeichnet öffentli-
che Verwaltungen, die ihre Leistungen stark ämterbezogen anbieten. Eine Leis-
tungsbündelung findet - wenn überhaupt - nur partiell statt. Zudem ist eine Online-
verfügbarkeit der angebotenen Leistungen auch nur partiell gegeben, so dass auch 
der Grad der Virtualisierung der öffentlichen Dienstleistungen niedrig ist. 

• Dienstleistungszentrum (Szenario II): Das zweite Szenario im rechten unteren 
Quadranten der Matrix charakterisiert öffentliche Verwaltungen, die auf Kunden-
sicht bezogene Leistungsbündel anbieten. Jedoch können öffentliche Dienstleistun-
gen nur vereinzelt elektronisch eingeleitet oder abgewickelt werden (z.B. Termin-
vereinbarung), so dass der Grad der Virtualisierung demnach niedrig ist. 

• Virtuelle Ämterorganisation (Szenario III): Der linke obere Quadrant kennzeichnet 
das dritte Szenario. Öffentliche Verwaltungen bieten ihre Leistungen, vergleichbar 
dem Szenario I, stark ämterbezogen und ohne nennenswerte Leistungsbündel an. 
Der Unterschied zum Szenario I liegt in der Virtualisierung der Leistungen. Kun-
den können in hohem Maße die notwendige Kommunikation und Beantragungen 
elektronisch einleiten bis abwickeln. Exemplarisch können hier im kommunalen 
Bereich Ämterportale benannt werden, welche für ihren jeweiligen Aufgabenbe-
reich öffentliche Dienstleistungsangebote elektronisch vorhalten und online anbie-
ten. Gleichwohl müssen die Kunden, um eine Gesamtleistung zu erhalten, ggf. eine 
Vielzahl verschiedener Ämterportale aufsuchen. 

• Virtuelles Dienstleistungszentrum (Szenario IV): Das Szenario IV im rechten obe-
ren Quadranten steht für Dienstleistungsangebote öffentlicher Verwaltungen, die in 
hohem Maße aus Kundensicht erkennbare und sinnvolle Leistungsbündel anbieten. 
Zudem sind diese Leistungsbündel in der Regel auch elektronisch verfügbar. Der 
vierte Quadrant verkörpert in soweit ein Szenario, in welchem die Dienstleistungen 
sowohl ortsgebunden, als auch räumlich ungebunden in Anspruch genommen wer-
den können. 
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Entsprechend des beschriebenen Bezugsrahmens sind vor dem Hintergrund der Umset-
zung der EU-DLR verschiedene Strategien in den öffentlichen Verwaltungen vorstellbar. 
Der Bezugsrahmen ermöglicht hierbei öffentlichen Verwaltungen bei der Entwicklung 
ihrer konkreten Strategieansätze eine Einordnung in einen (Start-) Quadranten, von wel-
chem aus diese die konkreten Schritte, unter Berücksichtigung der örtlichen Rahmenbe-
dingungen und Zielsetzungen, angehen. Als Konsequenz der Umsetzung der EU-DLR 
ergibt sich insbesondere für unternehmensbezogene Dienstleistungen im öffentlichen 
Sektor die Notwendigkeit, virtuelle Dienstleistungszentren aufzubauen (Szenario IV). 

Der Startquadrant im beschriebenen Bezugsrahmen befindet sich bezogen auf die unter-
nehmensbezogenen Dienstleistungen bei der Landeshauptstadt Düsseldorf im linken 
oberen Bereich (Szenario III). Die Ämter betreiben durchweg dezentrale Ämterportale, 
über welche die Dienstleistungen in unterschiedlichen Ausprägungen eingeleitet und 
abgewickelt werden können. Die nachfolgende Abbildung positioniert das unterneh-
mensbezogene Dienstleitungsangebot der Landeshauptstadt Düsseldorf im entwickelten 
Bezugsrahmen. Der Startkreis symbolisiert den Ist-Status, der gestrichelte Zielkreis das 
angestrebte Entwicklungsziel und der rechts daran anschließende gestrichelte Kreis die 
weitergehenden Entwicklungspotentiale. 

 
Abbildung 4: Einordnung der Landeshauptstadt Düsseldorf in den Bezugsrahmen  

Ziel ist es, dass Unternehmen insbesondere bei ämter- und behördenübergreifenden 
Verfahren in noch höherem Maße die Verwaltungsleistungen aus einer Hand erhalten. 
Gleichwohl ist der Grad der Virtualisierung derzeit bereits hoch, da eine Vielzahl der 
ämterbezogenen Dienstleistungen über Ämterportale erreichbar ist. Die Leistungsbünde-
lung für Unternehmen ist mit Blick auf die EU-DLR gleichsam zu verstärken, so dass 
auf dem Weg hin zu einem virtuellen Dienstleistungszentrum vorrangig eine weiterge-
hende Leistungsbündelung angestrebt wird. 
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4 Der Umsetzungsansatz der Landeshauptstadt Düsseldorf 

Düsseldorf, Landeshauptstadt in Nordrhein-Westfalen, hat rund 580.000 Einwohner. Die 
öffentliche Verwaltung der Stadt Düsseldorf beschäftigt knapp 9.100 Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter verteilt auf rund 440 Verwaltungsgebäude. Die Aufbauorganisation ist 
dezentral gegliedert, in sieben Dezernate mit 48 jeweils zugeordneten Ämter- und Insti-
tutsbereichen. Auf Basis einer Fat-Client-Server-Architektur sind die rund 6.600 IT-
Arbeitsplätze arbeitsplatzbezogen ausgestaltet und über ein gesamtstädtisches Kommu-
nikationssystem vollständig miteinander vernetzt. 

4.1 Strategieansatz 

Die Ämter bei der Landeshauptstadt Düsseldorf betreiben durchweg dezentrale Ämter-
portale, über welche die Dienstleistungen in unterschiedlichen Ausprägungen eingeleitet 
und abgewickelt werden können. Die Stadt Düsseldorf ist mit Blick auf die EU-DLR 
gefordert, ihre Produkt- und Prozessorganisation neu auszurichten, zumal die Unterstüt-
zung unternehmensbezogener Aktivitäten zunehmend zu einem entscheidenden Stand-
ortfaktor im internationalen Wettbewerb wird [BAN03, S. 2]. 

Auf dem Weg hin zu einem virtuellen Dienstleistungszentrum wird vorrangig eine wei-
tere Leistungsbündelung angestrebt. Ziel ist es, dass Unternehmen insbesondere bei 
ämter- und behördenübergreifenden Verfahren in noch höherem Maße die Verwaltungs-
leistungen aus einer Hand erhalten und dies möglichst elektronisch und „aus der Ferne“. 

4.2 Vorgehensweise 

In Düsseldorf haben rund 99% aller Unternehmen weniger als 500 Beschäftigte und 
können, in Anwendung der Mittelstands(KMU)-Definition des Institutes für Marktfor-
schung Bonn [IM02], dem Mittelstand zugerechnet werden; in Düsseldorf sind dies rund 
38.000 Unternehmen. Eine Einordnung nach der KMU-Definition der EU-Kommission 
(für kleinere und mittlere Unternehmen) [EU03], welche die Grenze bei 249 Beschäftig-
ten zieht, verringert die Werte nur unwesentlich und ist ohne Auswirkungen auf den 
gewählten Strategieansatz. Berücksichtigt man im Weiteren, dass mit abnehmender 
Unternehmensgröße die Umsetzung der EU-DLR an Bedeutung gewinnt, sind vorrangig 
Mittelstandsunternehmen die Zielgruppe eines virtuellen Dienstleistungszentrums der 
Landeshauptstadt Düsseldorf. 

Die Verwaltungskonferenz, oberstes internes Steuerungsgremium der Stadt, hat vor 
diesem Hintergrund den Auftrag erteilt, ein umsetzungsfähiges Konzept zu erarbeiten, 
durch das (1) die Basis zur Erfüllung der EU-DLR gelegt wird, (2) die Düsseldorfer 
Unternehmen noch effektiver notwendige Behördengänge erledigen können und (3) 
aufgezeigt wird, an welchen Stellen der Stadt auf die Zielgruppe bezogene Optimierun-
gen möglich sind und Dienstleistungsangebote sinnvoll ergänzt werden können (Ent-
wicklungspotential). Das Projekt trägt den  Arbeitstitel „DUS:DLR“. 
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Übergeordnete Zielsetzung des Projektauftrages ist es, den Standort Düsseldorf für Un-
ternehmen bezogen auf deren Wettbewerbsfähigkeit dauerhaft noch attraktiver zu ma-
chen. Dies soll dadurch erreicht werden, dass die unternehmensbezogenen Angebote und 
Services der Stadt, im Sinne eines One-Stop-eGovernment, noch einfacher für Unter-
nehmen erreichbar sind. Dabei korreliert die Zielerreichung sowohl in quantitativer wie 
auch in qualitativer Hinsicht mit den gegebenen Rahmenbedingungen.  

Die Umsetzung des Projektauftrages erfolgt hinsichtlich der Projektorganisation und der 
Zeit-, Aktivitäten- und Ressourcenplanung nach den gängigen Regeln zum Projektmana-
gement anhand eines 4-Phasenvorgehensmodells mit den Phasen (1) Ideenfindung- und -
bewertung, (2) Ermittlung der Anforderungen, (3) Design und (4) Einführung [vgl. 
HRN98]. 

Das klassische Phasenmodell wurde im Rahmen des Projektes DUS:DLR den speziellen 
Anforderungen bei der Umsetzung der EU-DLR angepasst und in ein Kreislaufmodell 
überführt. Die Phase 1 wurde um das Normen-Screening erweitert. Bei der Phase 2 wird 
die vorhandene IT-Infrastruktur mit einbezogen. In Phase 3 und 4 werden insbesondere 
die Services auf die EU-DLR ausgerichtet und das eingeführte Design schließlich evalu-
iert. Das Projekt wird methodisch und inhaltlich durch eine wissenschaftliche Begleitfor-
schung abgesichert. 

 
Abbildung 5: Kreislaufmodell DUS:DLR  

Im Rahmen der weitergehenden Projektarbeit werden die einzelnen Phasen für jeden zu 
untersuchenden Prozess immer wieder durchlaufen. 

5 Entwicklungsstand 

Das Düsseldorfer One-Stop-eGovernment Konzept mit dem Namen „virtuelles Mit-
telstandsbüro“ für Unternehmen zielt direkt auf die Erfordernisse der elektronischen 
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Verfahrensabwicklung, auch „aus der Ferne“ im Sinne der EU-DLR. Ein eigens für diese 
Zielgruppe entwickeltes Unternehmensportal ist hierzu eine zentrale Komponente, durch 
die die Stadt ihre Onlineausrichtung auf die Zielgruppe Unternehmen weiter fokussiert. 
Gleichwohl sind Außenperspektive und Innenperspektive zu integrieren. „Die Problema-
tik der fehlenden Berücksichtigung der internen Verwaltungssicht bei portallastigen 
eGovernment-Projekten“ [Wi05, S. 96] ist auch in Düsseldorf erkannt und wird im Pro-
jekt berücksichtigt. Die Kernkomponenten werden nachfolgend näher erläutert: 

 
 

Abbildung 6: Virtuelles Mittelstandsbüro Düsseldorf – ein  One-Stop-eGovernment für 
Unternehmen 

5.1 Unternehmensportal 

Zur Erweiterung des städtischen Onlineangebotes für Unternehmen wurde im Rahmen 
des Projektes ein Unternehmensportal entwickelt [LHD08]. Düsseldorf verfolgt mit dem 
Portal insbesondere die Zielsetzung, alle unternehmensrelevanten Angebote der Stadt 
„mit einem Klick“ über dieses Eingangsportal erreichen zu können; wie z.B. Bekannt-
machungen über Ausschreibungen, Online-Formulare oder zentrale Ansprechpartner für 
unternehmensbezogene Dienstleistungen.  
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Abbildung 7: Düsseldorfer Unternehmensportal 

5.2 Bündelung von Teilleistungen 

Der Bedarf und das Erfordernis an öffentlichen Dienstleistungen sind eng verknüpft mit 
den Rahmenbedingungen und der konkreten Situation, in der sich ein Unternehmen zum 
Zeitpunkt der Kontaktaufnahme zur öffentlichen Verwaltung bzw. der Inanspruchnahme 
einer öffentlichen Dienstleistung befindet. Dies schließt damit aus, dass die Verwaltung 
für alle denkbaren Unternehmenssituationen individuell passende Dienstleistungspakete 
bereit halten kann. 

Die Bündelung von öffentlichen Dienstleistungen in sinnvolle unternehmensbezogene 
Teilleistungsbündel ermöglicht dieses Dilemma zu überwinden. In Analogie zu „Lebens-
lagenkonzepten“ bei Bürgerportalen wird als Teil des Unternehmensportals in Düssel-
dorf nach den Unternehmenslagen: (1) Gründung und Ansiedlung, (2) Festigung und 
Wachstum, (3) Neuausrichtung und Krise sowie (4) Beendigung und Nachfolge diffe-
renziert. Die nachfolgende Abbildung verdeutlicht die gewählte Differenzierung anhand 
eines Online-Auszuges des Düsseldorfer Angebotes: 



 

 11

 
Abbildung 8: Unternehmenslagen Düsseldorf 

 
Innerhalb der gewählten Unternehmenslagen sind die phasenbezogenen Angebote in 
Teilleistungsbündeln weiter untergliedert. Es wurden dazu weitere Bündelungen vorge-
nommen, welche auf die Teilaspekte Information – Beratung - Transaktion fokussieren. 
Abbildung 9 verdeutlicht diesen Ansatz. Das Portalangebot wird gemeinsam mit der 
Wirtschaft weiter entwickelt, mit dem Ziel trotz der Vielschichtigkeit von Unterneh-
menssituationen sinnvolle Teilleistungsbündel für Unternehmen bereit zu stellen, die 
auch Leistungsangebote anderer Träger beinhalten können.  

Bündelbereich
Beratung

Bündelbereich
Information

Bündelbereich
Transaktion

Liquidation/ 
Nachfolge

Festigung/ 
Expansion

Gründung/ 
Ansiedlung

Krise/Re‐
strukturierung

 
Abbildung 9: Dienstleistungsbündelung nach Unternehmenslagen 
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Auf diese Weise wird dem Mangel von E-Government-Angeboten, die zu stark auf reine 
Kommunalsicht bezogene „Lebenslagenmodelle“ fokussieren, begegnet, da Unterneh-
men in bestimmten „Lebenssituationen“ nicht nur öffentliche Dienstleistungen nachfra-
gen, sondern ggf. eine integrierte Kombination von Dienstleistungen der öffentlichen 
Verwaltung und der Privatwirtschaft benötigen [Gü03, S. 2]. Weitergehende Differenzie-
rungen bezogen auf Bereichssegmentierungen, die Berücksichtigung von Branchenspezi-
fika und die verwaltungsebenen/regional übergreifende Vernetzung öffentlicher Angebo-
te [Za07, S. 10] sind darüber hinaus Gegenstand der weiteren Forschungs- und Projekt-
arbeit. 

5.3  Gewerbemietspiegel 

Für ansiedlungsinteressierte Gründer und Unternehmen ist das Finden eines Firmen-
standortes regelmäßig von entscheidender Bedeutung in der Gründungsphase, gleiches 
gilt für bestehende Unternehmen, die planen, ihren Firmenstandort innerhalb der Lan-
deshauptstadt ggf. zu verlagern. 

 

Abbildung 10: Auswahlbildschirm für den Gewerbemietspiegel 
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Der Gewerbemietspiegel bietet eine qualifizierte Übersicht über die durchschnittlichen 
Mietpreise für Büroflächen, Ladenlokale und Gewerbe- und Produktionsflächen interak-
tiv selektierbar nach: m2-Preisen, Stadtteilen und Gewerbeschwerpunkten. Die folgende 
Abbildung zeigt einen beispielhaften Ausschnitt des Düsseldorfer Gewerbemietspiegels: 

 

Abbildung 11: Darstellung des interaktiven Gewerbemietspiegels 

Die Darstellung zeigt zudem, dass auch eine entsprechende Suche nach Kaufgrundstü-
cken vorgenommen werden kann. Dies konnte dadurch erreicht werden, dass wesentli-
che Kernwerte der amtlichen Bodenrichtwertkarte in das Angebot mit integriert werden 
konnten. Unternehmen und Interessierte haben so die Möglichkeit bereits online wichti-
ge erste Eckdaten für ihre Voruntersuchungen zu erhalten 

5.4 Zentrale Ansprechpartner 

Eine Hauptforderung der EU-DLR ist die Einrichtung einheitlicher Ansprechpartner für 
Unternehmen. Für alle unternehmensbezogenen Bereiche wurden daher Ansprechpartner 
bei der Stadt Düsseldorf benannt. Diese haben eine Bündelungs- und Koordinierungs-
funktion bei Unternehmensanliegen, gerade bei ämter- oder bereichsübergreifenden 
Verwaltungsvorgängen. Weiter sind sie fachlicher Partner für die Unternehmen, beson-
ders im Rahmen von Genehmigungsverfahren. 

Ergänzt wird der Düsseldorfer Ansatz durch Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Amtes 
für Wirtschaftsförderung, die als sog. Lotsen fallbezogen die Unternehmen in Terminen 
begleiten oder diese bei den Vorbereitungen dazu beraten. In alle unternehmensbezoge-
nen Ämtern sind zudem Servicelines eingerichtet, worüber telefonische Anfragen direkt 
bearbeitet bzw. Kontakte unmittelbar vermittelt werden. Alle Kontaktdaten sind über das 
Portal direkt abrufbar. 
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5.5 Internes Tracking 

Über das Unternehmens-Portal eingehende Anfragen und Interaktionen werden zentral 
im städtischen Amt für Wirtschaftsförderung gesichtet, unmittelbar selbst bearbeitet 
bzw. an die zentralen Ansprechpartner in der Verwaltung oder bei anderer sachlicher 
Zuständigkeit an die entsprechenden Institutionen weitergeleitet. Gegenüber den anfra-
genden Unternehmen besteht dabei ein Serviceversprechen von zwei Arbeitstagen, in-
nerhalb derer die Anliegen bearbeitet werden bzw. eine qualifizierte Erstreaktion mit 
Angaben zum konkreten Ansprechpartner und zum weiteren Verfahren erfolgt.  

Begleitet wird jedes Anliegen persönlich sowie technisch unterstützt über eine sog. „Job-
Funktion“ in der städtischen Kommunikationssoftware. Dieses Vorgehen wird auch auf 
die persönlichen, telefonischen und papiergebundenen Kontakte erweitert. Die Mitarbei-
ter im Amt für Wirtschaftsförderung sind dadurch über die Bearbeitungsstände infor-
miert und können den Unternehmen stets aktuelle Sachstände mitteilen. Zudem können 
sie im Rahmen der elektronischen Auftragsverfolgung den Verwaltungsvorgang aktiv im 
Sinne eines Trackings begleiten. 

Um eine bedarfsorientierte Unterstützung der Unternehmen zu gewährleisten, wird das 
Portalangebot im Rahmen des Projektes DUS:DLR gemeinsam mit der Wirtschaft weiter 
ausgebaut. 

5.6 Ausbau des virtuellen Mittelstandsbüros 

Das virtuelle Mittelstandsbüro bietet für die Landeshauptstadt Düsseldorf die geeignete 
Ausgangsbasis für die weitergehenden Portalkomponenten zur Umsetzung der EU-DLR. 
Die Erweiterungen des Portalangebotes um 

• einen Dokumentensafe, 
• Formulare mit Metadatenfunktionen und Anbindung an die entsprechenden Fach-

anwendungen im Backoffice zur integrierten elektronischen Verfahrensabwicklung 
sowie 

• eine e-Payment-Lösung für Online Zahlvorgänge 
 
werden sukzessive im Rahmen des Projektes DUS:DLR ihren Platz im virtuellen Mit-
telstandsbüro finden. 

6 Integriertes Produkt- und Prozessmodell 

Zur Umsetzung der EU-DLR werden in der IT Konzepte und Architekturen benötigt, 
durch welche die Ziele der Richtlinie erreicht werden können. Integrierte Produkt- und 
Prozessmodelle sind hierzu eine notwendige Voraussetzung, um die IT-
systemtechnische Architektur auf die neuen Anforderungen hin ausrichten. Durch die 
modellbasierte Modularisierung von Prozessen und Systemen, der Bereitstellung von 
Diensten sowie deren Verknüpfung, können diese flexibel ausgestaltet und eingesetzt 
werden. 
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Die effektive Bereitstellung unternehmensbezogener öffentlicher Dienstleistungen erfor-
dert eine Verknüpfung betriebswirtschaftlicher Aspekte, der zur Verfahrensabwicklung 
eingesetzten Geschäftsprozesse und der technischen Dienste. Dies bedingt eine korres-
pondierende Produkt- und Prozessarchitektur mit darauf ausgerichteten Anwendungssys-
temen und IT-Infrastruktur. Die Abbildung 12 stellt die Komponenten eines Integrierten 
Produkt- und Prozessmodells dar: 
 

 
Abbildung 12: Komponenten eines Integriertes Produkt- und Prozessmodells 

 
Die Umsetzung der EU-DLR erfordert, dass die unternehmensbezogenen Dienstleistun-
gen elektronisch verfügbar gemacht werden und auch „aus der Ferne“ in Anspruch ge-
nommen werden können. Das entwickelte Integrierte Produkt- und Prozessmodell stellt 
im Frontoffice über eine Portalkomponente die Unternehmensdienstleitungen so bereit, 
dass individuelle am Bedarf ausgerichtete Servicepakete durch die Unternehmen zu-
sammengestellt werden können. Das Produktmodell umfasst alle unternehmensbezoge-
nen Verwaltungsleistungen und bildet so die Basis für das Portalangebot. Hinter dem 
Produktmodell liegen jeweils korrespondierende Prozessmodelle [SNZ95]. 

Die dienstebasierte Architektur bildet die Basis für die Bereitstellung des Portalangebo-
tes sowie der (Teil-)Automatisierung der Prozesse. Ein wesentliches Ziel eines integrier-
ten Produkt- und Prozessmodells ist die Wiederverwendbarkeit von Prozessbausteinen 
und Softwarekomponenten [MVA05]. Hieraus resultieren flexiblere Anpassungen bei 
Prozessänderungen und damit kürzere und kostengünstigere Implementierungszeiten. 

Dienste bzw. Services bilden die Basis für die dynamischen Interaktionen innerhalb von 
Serviceorientierten Architekturen (SOA). Hinter einem Dienst können dabei entweder 
ein komplexer Geschäftsprozess, ein kleiner Teilprozess oder ein Verarbeitungsschritt 
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stehen. Geschäftsprozesse entstehen dabei über Komponenten hinweg durch eine Or-
chestrierung der Verwaltungsdienste und IT-Services.  

SOA wird daher als ein bausteinbasiertes Architekturparadigma verstanden, wobei jeder 
einzelne Baustein eine klar umrissene fachliche Aufgabe ausführt. Charakterisiert sind 
dienstebasierte Anwendungen und Architekturen durch 
 

• lose Kopplung der einzelnen Bausteine,  
• Wiederverwendbarkeit der technischen Dienste und 
• eine produkt- und plattformunabhängige Architektur. 
 

SOA ist darüber hinaus ein Ansatz, der Heterogenität akzeptiert [JOS08 S. 19]. Somit 
können bereits vorhandene IT-Infrastrukturen und Softwarekomponenten integriert wer-
den, ohne diese für die Ausrichtung auf die neuen Anforderungen komplett zu ersetzen.  

Die auf den Prozessmodellen aufbauende weitergehende  Modellierung führt in Düssel-
dorf zur Identifikation von SOA-Diensten, die  in den Fachanwendungen  nicht vorhan-
den  sind. Dabei ist die Produkt- und Plattformunabhängigkeit bei der Dienste-
generierung innerhalb   der SOA-Architektur zu bewahren. Eine Erweiterung von mono-
lithischen Fachverfahren um diese identifizierten Dienste widerspräche im Übrigen der 
notwendigen Entkopplung zur Wiederverwendung der Dienste für andere Prozesse. 
Gleiches trifft zu für die Erweiterung vorhandener Fachanwendungen um EU-DLR-
Komponenten (wie Portal-, Vorgangs-, Zahlkomponenten).  

Durch die Verwendung des  Integrierten Produkt- und Prozessmodels ist Düsseldorf in 
der Lage, die im Rahmen der Umsetzung der EU-DLR erforderliche Ausrichtung und 
nachfolgende Agilität der Verwaltungsdienste und der unterstützenden IT-Services zu 
erreichen. 

7 Zusammenfassung und Ausblick 

Mit Blick auf die EU-DLR sollen Unternehmen auch „aus der Ferne“ die zur Dienstleis-
tungsaufnahme und -ausübung notwendigen Formalitäten und Verfahren abwickeln 
können. Zur Umsetzung der EU-DLR werden daher Konzepte benötigt, durch welche 
die Ziele der Richtlinie erreicht werden können.  

Mit Hilfe des Produkt- und Prozessmodellierung werden zwei Aspekte integrativ mitein-
ander vernetzt. So wird bereits im Rahmen der Produktmodellierung die objektorientier-
te Sichtweise der Prozessmodellierung mit einbezogen, woraus im Ergebnis ein integ-
riertes Produkt- und Prozessmodell (IPP-M) resultiert. Am Beispiel der EU-DLR, die bis 
Ende 2009 insbesondere den kommunalen Sektor vor großen Herausforderungen stellt, 
wird dieser Ansatz eingeführt.  

Mit der Einführung eines Unternehmensportals wird sowohl der Grad der Virtualisierung 
als auch der Leistungsbündelung in Düsseldorf signifikant gesteigert. Die Umsetzung 
der EU-DLR erfordert insbesondere, dass im Hinblick auf die elektronische Verfahrens-
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abwicklung ämterbezogene Teilleistungen in kundenorientierte Leistungsbündel zusam-
mengefasst werden. Die Einrichtung zentraler Ansprechpartner bildet weiter die Basis 
für die Übertragung der Funktion des Einheitlichen Ansprechpartners im Sinne der EU-
DLR. Daneben werden die Serviceangebote für den örtlichen Mittelstand gemeinsam mit 
der Wirtschaft weiter optimiert. 

Da bei Business-to-Government (B2G)-Angeboten die Akzeptanz in großem Umfang 
von der Beurteilung des Nutzens der Angebote durch Unternehmen abhängt, kommt dem 
jeweils generierbaren Zusatznutzen für die Unternehmen eine hohe Bedeutung zu 
[WK07, S. 4]. Auch hierzu erfolgt ein enger Dialog mit Wirtschaftsverbänden und Un-
ternehmen. Das Düsseldorfer Vorgehensmodell bildet die Basis für die IT-bezogene 
Systemkonfiguration und -architektur.  

Das dargestellte Integrierte Produkt- und Prozessmodell zeigt einen möglichen Ansatz, 
die IT-systemtechnische Architektur auf die neuen Anforderungen hin auszurichten. 
Durch die modellbasierte Modularisierung von Prozessen und Systemen, der Bereitstel-
lung von wieder verwendbaren Diensten sowie deren Verknüpfung, können diese flexi-
bel ausgestaltet und eingesetzt werden. 

Die Düsseldorfer Strategie lässt sich durch die gewählte Ausrichtung in Länder-, Bun-
des- und europaweite Lösungen integrieren. Die Einbindung in zentrale Portalangebote, 
länderübergreifende Verzeichnisdienste sowie globale Zahlfunktionen wird von Beginn 
an einbezogen und zudem bei der Neubeschaffung sowie Migration vorhandener Soft- 
und Hardwarekomponenten mit berücksichtigt. 

Mit dem Projekt DUS:DLR zur Umsetzung der EU-DLR werden die vorgestellten Um-
setzungsansätze bei der Landeshauptstadt Düsseldorf konkretisiert und  entwickelt. Die 
gezeigten Ansätze können als Best-Practice-Beispiel für weitere Kommunen herangezo-
gen werden, die einen strukturierten und methodisch fundierten Weg zur Umsetzung der 
EU-DLR suchen. 
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